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Wiesbaden, den 25. Februar 2008

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r  d e s  

K o c h I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B o u f f i e r

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung zur Durchführung des Hessischen Gesetzes 

über die öffentliche Sicherheit und Ordnung und zur Durchführung des 
Hessischen Freiwilligen-Polizeidienst-Gesetzes*)

Vom 25. Februar 2008

*) Ändert GVBl. II 310-105

Aufgrund des § 89 Abs. 1 Satz 1 und
des § 89 Abs. 3 des Hessischen Gesetzes
über die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung in der Fassung vom 14. Januar 2005
(GVBl. I S. 14), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 28. September 2007 (GVBl. I
S. 634), wird, soweit die Aufgabe nach § 1
Satz 2 übertragen wird, im Einvernehmen
mit dem Minister des Innern und für
Sport, verordnet:

Artikel 1

§ 1 der Verordnung zur Durchführung
des Hessischen Gesetzes über die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung und zur
Durchführung des Hessischen Freiwilli-
gen-Polizeidienst-Gesetzes vom 12. Juni
2007 (GVBl. I S. 323) wird wie folgt geän-
dert:

1. Nr. 4 erhält folgende Fassung:

„4. Zulassung von Personen und Fahr-
zeugen zum Straßenverkehr und
Angelegenheiten der Straßenver-

kehrs-Ordnung vom 16. November
1970 (BGBl. I S. 1565, 1971 I S. 38),
zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 28. November 2007
(BGBl. I S. 2774), soweit sie nicht
durch besondere Rechtsvorschrif-
ten anderen Behörden übertragen
sind,“

2. Nr. 5 und 6 werden aufgehoben.

3. Die bisherigen Nr. 7 bis 11 werden 
Nr. 5 bis 9.

4. Nach Satz 1 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Für die Aufgaben der Gefahrenab-
wehr nach § 43a des Hessischen Ge-
setzes über die öffentliche Sicherheit
und Ordnung sind die Bezirksord-
nungsbehörden zuständig.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.
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Dritte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über die Laufbahnen des 

hessischen Polizeivollzugsdienstes*)
Vom 27. Februar 2008

*) Ändert GVBl. II 322-121

Aufgrund des § 187 Abs. 2 und 3 des
Hessischen Beamtengesetzes in der Fas-
sung vom 11. Januar 1989 (GVBl. I S. 26),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. Juli
2007 (GVBl. I S. 378), wird im Einverneh-
men mit der Direktorin des Landesperso-
nalamtes verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über die Laufbahnen
des hessischen Polizeivollzugsdienstes
vom 27. September 2002 (GVBl. I S. 629),
zuletzt geändert durch Verordnung vom
26. Juli 2005 (GVBl. I S. 567), wird wie
folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 2 wird das Wort „sowie“
durch ein Komma ersetzt und werden
nach dem Wort „Polizeivizepräsiden-
ten“ die Worte „sowie die Präsidentin
oder der Präsident des Hessischen
Landeskriminalamtes“ eingefügt.

2. In § 2 Abs. 2 Nr. 2 werden das letzte
Komma und die Worte „der Präsiden-
tin oder des Präsidenten des Hessi-
schen Landeskriminalamtes“ gestri-
chen. 

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. 

Wiesbaden, den 27. Februar 2008

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B o u f f i e r
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Siebente Verordnung 
zur Änderung der Anlagenverordnung*)

Vom 25. Februar 2008

*) Ändert GVBl. II 85-42

Aufgrund des § 47 Abs. 3 in Verbin-
dung mit § 91 des Hessischen Wasserge-
setzes vom 6. Mai 2005 (GVBl. I S. 305),
geändert durch Gesetz vom 19. Novem-
ber 2007 (GVBl. I S. 792), wird verordnet:

Artikel 1

Die Anlagenverordnung vom 16. Sep-
tember 1993 (GVBl. I S. 409), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 5. April
2006 (GVBl. I S. 103), wird wie folgt geän-
dert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt
geändert:

a) Der Angabe zu § 7 werden ein
Komma und das Wort „Ausnah-
men“ angefügt.

b) In der Angabe zu § 29 wird die An-
gabe „§ 31“ durch die Angabe 
„§ 47“ ersetzt.

c) Die Angabe „Anhang 3.3: Abfüll-
anlagen einfacher oder herkömmli-
cher Art Abfüllplätze bei Tankstel-
len für Ottokraftstoff, Dieselkraft-
stoff oder vergleichbare Kraftstoffe
mit Ausnahme von Tankstellen zur
Versorgung von Luft-, Wasser- und
Schienenfahrzeugen sowie Eigen-
verbrauchstankstellen untergeord-
neter Art“ wird gestrichen.

2. § 2 Abs. 11 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 2 wird die Angabe „§ 47“
durch die Angabe „§ 34“ ersetzt.

b) In Nr. 3 wird die Angabe „§ 69“
durch die Angabe „§ 13 Abs. 2 
und 3“ ersetzt.

c) In Nr. 4 wird die Angabe „§ 104“
durch die Angabe „§ 83 Abs. 1“ er-
setzt.

3. § 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Soweit sich aus dieser Verord-
nung keine abweichenden Anforde-
rungen ergeben, wird die Einhaltung
der allgemein anerkannten Regeln
der Technik vermutet, wenn die An-
forderungen der Technischen Regeln
wassergefährdender Stoffe der Deut-
schen Vereinigung für Wasserwirt-
schaft, Abwasser und Abfall e.V. oder
des ehemaligen Deutschen Verban -
des für Wasserwirtschaft und Kultur-
bau e.V. beachtet worden sind. Die in
Satz 1 genannten Technischen Regeln
sind bei der Deutschen Vereinigung
für Wasserwirtschaft, Abwasser und
Abfall e.V., Theodor-Heuss-Allee 17,
D-53773 Hennef, erhältlich.“

4. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden ein Komma
und das Wort „Ausnahmen“ ange-
fügt.

b) Als neuer Abs. 2 wird eingefügt:

„(2) Die Wasserbehörde kann
von den Anforderungen nach die-
ser Verordnung an Anlagen Aus-
nahmen zulassen, wenn aufgrund
der besonderen Umstände des Ein-
zelfalles die Anforderungen des 
§ 19g Abs. 1 und 2 des Wasser-
haushaltsgesetzes dennoch erfüllt
sind.“

c) Die bisherigen Abs. 2 und 3 wer-
den Abs. 3 und 4.

d) Der neue Abs. 3 Nr. 2 erhält fol-
gende Fassung:

„2. Einwandige Behälter müssen
in Auffangräumen angeordnet
sein, deren Rauminhalt An -
hang 1 Nr. 9.1 Abs. 3 Buchst. d
Satz 1 und 2 entspricht.“

5. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe
„Die Wasserbehörde kann durch
Verordnung nach § 29“ durch die
Angabe „Die Wasserbehörde kann
in den Rechtsverordnungen nach 
§ 33 Abs. 1 Satz 1 und § 34 Abs. 4
Satz 1“ ersetzt.

b) Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Soweit Anlagen in Über-
schwemmungsgebieten zulässig
sind, müssen sie beim höchstmögli-
chen Wasserstand entsprechend 
einem Hochwasserereignis nach 
§ 13 Abs. 2 Satz 2 des Hessischen
Wassergesetzes folgende Anforde-
rungen erfüllen:

1. Auffangräume und Anlagen
außerhalb von Auffangräumen
dürfen im entleerten Zustand
nicht überflutet werden oder
aufschwimmen;

2. die Anlagen sind so zu sichern,
dass kein Wasser in Entlüf-
tungs- oder Befüllöffnungen
oder sons tige Öffnungen ein-
dringen kann;

3. eine Beschädigung durch Treib-
gut muss ausgeschlossen sein.

Neue Heizölverbraucheranlagen
dürfen in Überschwemmungsge-
bieten nur errichtet werden, wenn
sie insgesamt oberhalb des höchst-
möglichen Wasserstandes nach
Satz 1 betrieben werden oder
wenn kein Heizöl aus der Anlage
austreten kann und die Lager-
behälter auch im Übrigen für die in
Satz 1 genannten Hochwasserer-
eignisse geeignet sind. Im Einzel-
fall kann die Wasserbehörde der
Errichtung von Heizölverbraucher-
anlagen zustimmen, wenn nachge-
wiesen wird, dass eine Schadens-
vermeidung im Hochwasserfall ge-
währleistet ist.“



c) In Abs. 5 Satz 2 wird die Angabe
„§§ 29, 47 und 69“ durch die An-
gabe „§ 13 Abs. 1 Satz 1, § 33 
Abs. 1 Satz 1 und § 34 Abs. 4 
Satz 1“ ersetzt.

6. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 3 werden nach der
Angabe „Tankstellen,“ die Worte
„Rohrleitungen für Jauche, Gülle
und Silagesickersäfte“ und ein
Komma eingefügt.

b) Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung:

„Dies gilt nicht für biegsame
Saugleitungen mit einer Hebersi-
cherung, wenn bei Undichtheiten
die wassergefährdenden Stoffe in
einen Behälter fließen, für biegsa-
me doppelwandige Rohrleitungen
mit Leckanzeigegerät und für bieg-
same Rohrleitungen, die betriebs-
bedingt nur über oberirdischen
Gewässern verwendet werden.“

7. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Dies gilt auch für unterirdische
Rohrleitungen, die hinsichtlich ih-
rer Einzelteile Abs. 2 Nr. 2 und hin-
sichtlich der Anforderungen an
den technischen Aufbau § 12 Abs. 2
Satz 1 bis 3 entsprechen sowie für
Befüll- und Entleerleitungen, die
hinsichtlich ihrer Einzelteile Abs. 2
Nr. 2 entsprechen.“

b) Abs. 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Neben den in Abs. 1 ge-
nannten Anlagen sind Abfüllan -
lagen für Abfüllvorgänge bei Altöl-
lagerungen, die Anhang 3.1 ent-
sprechen und Abfüllplätze bei 
Ei genverbrauchstankstellen, die
An hang 3.2 entsprechen einfacher
oder herkömmlicher Art. Abfüllan-
lagen zur Betankung von Kraft-
fahrzeugen, Schienenfahrzeugen
und Luftfahrzeugen sind einfacher
oder herkömmlicher Art, wenn sie
den Anforderungen an den techni-
schen Aufbau in folgenden der in 
§ 5 Abs. 1 genannten Technischen
Regeln wassergefährdender Stoffe
entsprechen:

1. Arbeitsblatt ATV- DVWK-A 781,
Tankstellen für Kraftfahrzeuge,
August 2004, mit Ausnahme der
Regelungen für Eigenver-
brauchstankstellen;

2. Arbeitsblatt DWA-A 781-2,
Tankstellen für Kraftfahrzeuge,
Teil 2: Betankung 2;

3. Arbeitsblatt DWA-A 782, Betan-
kung von Schienenfahrzeugen,
Mai 2006;

4. Arbeitsblatt DWA-A 783, Betan-
kungsstellen für Wasserfahrzeu-
ge, Dezember 2005;

5. Arbeitsblatt DWA-A 784, Betan-
kung von Luftfahrzeugen, April
2006.

Sofern bei der Betankung von Luft-
fahrzeugen von den Regelungen
zur Abscheidung von Kraftstoff
nach Nr. 4.1.4.2 Abs. 1 und 2 des
Arbeitsblattes DWA-A 784 abgewi-
chen wird, sind die Abfüllanlagen
nicht mehr einfacher oder her-
kömmlicher Art.“

8. In § 22 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe
„§ 97 Abs. 1 Satz 3“ durch die Anga-
be „§ 57 Abs. 3“ ersetzt.

9. § 23 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) in Satz 2 wird die Angabe
„nach Anhang 3.3“ durch die
Worte „für Kraftfahrzeuge“ er-
setzt.

bb) In Satz 3 werden nach der An-
gabe „Gefährdungsstufe B“
die Worte „vor Inbetriebnah-
me oder nach einer wesentli-
chen Änderung“ eingefügt.

b) Dem Abs. 8 werden als Nr. 4 und 5
angefügt:

„4. Im Rahmen der Prüfung ist zu
ermitteln, ob eine Löschwas-
serrückhaltung nach Anhang 1
Nr. 9.4 erforderlich ist und die
dort genannten Anforderungen
eingehalten werden.

5. Bei Anlagen in Überschwem-
mungsgebieten ist zu prüfen,
ob die Anlage bei Überflutun-
gen den Anforderungen nach 
§ 10 Abs. 4 und 5 entspricht.“

c) Als Abs. 11 wird angefügt:

„(11) Bei neu errichteten oberir-
dischen Heizölverbraucheranlagen
mit einem Rauminhalt von mehr als
1 000 l bis einschließlich 10 000 l
außerhalb von Schutzgebieten ent-
fällt die Prüfung vor Inbetriebnah-
me, nach einer wesentlichen Ände-
rung oder nach Beseitigung der von
einem Sachverständigen festge-
stellten Mängeln, wenn die Anlage
von einem Fachbetrieb nach § 19l
des Wasserhaushaltsgesetzes ein-
gebaut oder geändert worden ist
und dieser bestätigt, dass die ge-
samte Anlage den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik ent-
spricht und die in § 23 Abs. 8 ge-
nannten Anforderungen eingehal-
ten sind.“

10. In § 27 wird die Angabe „§ 120 Abs. 1
Nr. 19“ durch die Angabe „§ 86 
Abs. 1 Nr. 12“ ersetzt.

11. Dem § 28 Abs. 4 wird folgender Satz
angefügt:

„Werden bei der Prüfung Mängel fest-
gestellt, nach deren Beseitigung eine
Nachprüfung erforderlich ist, entfällt
die Nachprüfung durch einen Sach-
verständigen nach § 22, wenn die
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Mängelbeseitigung durch einen Fach-
betrieb nach § 19l des Wasserhaus-
haltsgesetzes erfolgte und dieser der
Wasserbehörde die Fachbetriebsei-
genschaft und die Mängelbeseitigung
bestätigt.“

12. § 29 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird die Angabe
„§ 31 Abs. 1“ durch die Angabe 
„§ 47“ ersetzt.

b) Als neuer Abs. 2 wird eingefügt:

„(2) Bei Heizölverbraucheranla-
gen, bei denen nach § 23 Abs. 11
die Prüfung durch einen Sachver-
ständigen entfällt, ist der Anzeige
die Bestätigung des Fachbetriebes
nach § 23 Abs. 11 und der Nach-
weis der Fachbetriebseigenschaft
nach § 26 Abs. 1 beizufügen.“

c) Die bisherigen Abs. 2 und 3 wer-
den Abs. 3 und 4.

13. Anhang 1 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 8 wird wir folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe 
„z. B.“ durch das Wort „insbe-
sondere“ ersetzt.

bb) In Satz 1 und 2 wird das Wort
„Kühlwasser“ jeweils durch
die Angabe „Kühl- oder Heiz-
wasser“ ersetzt.

b) Nr. 9 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 9.1 Abs. 3 Buchst. e
wird nach dem Wort „können“
die Angabe „oder wenn das
Volumen der austretenden
wassergefährdenden Flüssig-
keiten unter Berücksichti-
gung der Sicherheitsvorkeh-
rungen und der Gegenmaß-
nahmen bei Betriebsstörungen
nach Anhang 2 geringerer ist“
eingefügt.

bb) Nr. 9.3 Satz 2 erhält folgende
Fassung:

„Kann in Auffangräume Nie-
derschlagswasser eindringen,
muss neben dem Rückhaltevo-

lumen für austretende wasser-
gefährdende Stoffe ein zusätz-
liches Rückhaltevolumen für
Starkregenereignisse von 50 l
pro m2 für den Auffangraum
und die zum Auffangraum hin
entwässernden Fläche berück-
sichtigt werden, sofern nicht
Abläufe nach § 3 Satz 1 Nr. 5
Satz 2 zulässig sind.“

c) Als Nr. 11 wird angefügt:

„11. Sammeleinrichtungen bei An-
lagen zum Lagern von Jau-
che, Gülle und Silagesicker-
säften

Die Sammeleinrichtungen bei
Anlagen zum Lagern von
Jauche, Gülle und Silage -
sickersäften müssen dicht
sein. Zu den Sammeleinrich-
tungen zählen alle Einrich-
tungen zum Sammeln und
Ableiten dieser Stoffe, wie die
verschiedenen Flüssigmist -
systeme (Treib- und Staumist-
verfahren) im Stallbereich,
die Zuleitungen zur Vorgrube
und die Vorgrube bis zu ei-
nem Rauminhalt von 25 m³.
Sammeleinrichtungen gelten
nicht als Teil der Lagerbehäl-
ter.“

14. Anhang 3.2 Nr. 3 Satz 1 erhält folgen-
de Fassung:

„Der Untergrund des Wirkbereichs ist
in Straßenbauweise so zu sichern,
dass bei den zu erwartenden Belas -
tungen keine schädlichen Setzungen,
insbesondere keine Trennrisse, auf-
treten können, und mit einer ebenen
Decke aus Asphaltbeton (Mindest-
dicken 10 cm Asphalttragschicht und
4 cm Asphaltdeckschicht) oder Stahl-
beton C25/30 nach DIN 1045 (Min-
destdicke 20 cm) zu versehen.“

15. Anhang 3.3 wird aufgehoben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 25. Februar 2008

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r
f ü r  U m w e l t ,  l ä n d l i c h e n  R a u m  u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z

D i e t z e l
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